
NACHRICHTEN

USA

Rückkehr zum
Landminen-Verbot
Die USA kehren zum fast voll-
ständigen Landminen-Bann
zurück. Das US-Militär wer-
de „keine Antipersonenmi-
nenmehr entwickeln, herstel-
len oder erwerben“ und auch
nicht exportieren, erklärte das
WeißeHaus inWashington. Es
machte damit die umstritte-
ne Entscheidung des früheren
US-PräsidentenDonald Trump
rückgängig, der im Februar
2020 das Landminen-Verbot
aufgehoben hatte. (AFP)

FRANKREICH

Macron kassiert Abfuhr
von Konservativen
Bei seiner Suche nach Partnern
für eine Regierungsmehrheit
im Parlament hat sich Frank-
reichs Präsident Emmanuel
Macron eine Abfuhr bei den
konservativen Republikanern
geholt. Seine Partei werde „we-
der einen Pakt noch eine Koali-
tion“ eingehen, sagte Parteichef
Christian Jacob nach einem
GesprächmitMacron am
Dienstag in Paris. Macronwill
nach der Schlappe seinesWahl-
bündnisses bei der Parlaments-
wahl bisMittwoch die Spit-
zenvertreter der wichtigsten
Parteien zu einem je einstündi-
gen Gespräch treffen. „Ich bin
doch kein Deutscher, wir haben
ein anderes politisches System“,
hatte der Konservative Jacob
bereits zuvor gesagt. In Frank-
reich sind Koalitionen bislang
unüblich. (AFP)

ESTLAND

Russischer Helikopter
verletzt Luftraum
Estland hat die Verletzung sei-
nes Luftraums durch einen
Helikopter des russischen
Grenzschutzes gemeldet. Der
Hubschrauber des TypsMi-8
sei am 18. Juni unerlaubt in den
Luftraumdes baltischen EU-
undNato-Mitglieds eingedrun-
gen, teilte die estnische Armee
amDienstagmit. Das Außen-
amt in Tallinn bestellte we-
gen des Vorfalls den russischen
Botschafter ein. (dpa)

LEUTE in der Politik

Benjamin Netanjahu, 72, ehemaliger is-
raelischerMinisterpräsident und der-
zeitiger Oppositionsführer, hofft auf
die Rückkehr an dieMacht: Die am-
tierende Regierung will das Parlament
auflösen und damit denWeg zu Neu-
wahlen ebnen. Sie hat inzwischen kei-
neMehrheit mehr in der Knesset und
scheiterte zuletzt an einer wichtigen
Abstimmung. In der kommendenWo-
che wolle die Acht-Parteien-Koalition
das Parlament über dessen Auflösung
abstimmen lassen, sagteMinisterprä-
sident Naftali Bennett bei einer Pres-
sekonferenz in Jerusalem. Netanjahu
setzt darauf, sich diesen Posten infolge
der politischen Turbulenzen zurückho-
len zu können. Der wegen Korruption
angeklagte Oppositionschef war zuvor
mehr als ein JahrzehntMinisterpräsi-
dent gewesen. (dpa)

Xavier Bettel, 49, Premi-
erminister von Luxem-
burg, ist auf Einladung
des ukrainischen Prä-
sidentenWolodymyr
Selenskyj in die Ukrai-
ne gereist. Dies teilte

die Regierung in Luxemburgmit. Bettel
wolle „von der russischen Aggression
betroffene Städte“ besuchen, hieß es
nach seiner Ankunft in in der ukraini-
schen Hauptstadt Kiew. Einzelheiten
zu seinem Besuchsprogrammund zur
Dauer des Aufenthaltes wurden nicht
mitgeteilt. Es sei auch eine Reihe bila-
teraler politischer Gespräche geplant.
Selenskyj hatte sich am 2. Juni mit
einer Video-Ansprache an das luxem-
burgische Parlament gewandt und da-
bei Bettel zu einem Besuch des Landes
eingeladen. (dpa)

Jaroslaw Kaczynski, 73,
Chef von Polens natio-
nalkonservativer Re-
gierungspartei PiS, hat
sein Amt als Vize-Mi-
nisterpräsident abgege-
ben. Ein entsprechen-

des Gesuch hätten Regierungschef
MateuszMorawiecki und Präsident
Andrzej Duda bereits angenommen,
sagte Kaczynski amDienstag. „In die-
semMoment bin ich schon nicht mehr
in der Regierung.“ Er wolle sich künftig
auf die Arbeit in der Partei konzentrie-
ren, sagte Kaczynski mit Blick auf die
Parlamentswahl imHerbst 2023. Der
PiS-Mitbegründer war von 2006 bis
2007Ministerpräsident Polens. Seit der
erneutenMachtübernahme seiner Par-
tei 2015 gilt er als wichtiger Strippen-
zieher in der polnischen Politik. (dpa)

Laurentino Cortizo, 69,
Präsident von Pana-
ma, hat Blutkrebs. In
einer Erklärung anläss-
lich seiner Diagnose
gab sich der Staatschef
jedoch zuversichtlich.

„Ichmöchte sagen, dass ichmich gut
fühle, ich guter Dinge bin und ichmei-
ne normale Arbeit fortsetzen werde“,
sagte Cortizo. EndeMai war bei einer
Routineuntersuchung ein „Rückgang
vonHämoglobin und weißen Blutkör-
perchen“ festgestellt worden, schilder-
te er. Eine Knochenmarksbiopsie habe
ergeben, dass er unter demmyelodys-
plastischen Syndrom (MDS) leide. Im
Juli will er sich in der texanischen Stadt
Houston erneut untersuchen lassen,
um die Schwere seiner Krankheit ein-
schätzen zu lassen. (AFP)

Rückkehr an die Macht? Besuch in der Ukraine Regierungsamt abgegeben An Blutkrebs erkrankt
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Abstimmung vom 20.06.2022
Oligarchen-Vermögen zum Wiederauf-
bau der Ukraine verwenden?

79,01% – Ja, das wäre gerecht.
Diese haben sich mithilfe von Putin
bereichert.
20,99% – Nein, das wäre nur zuläs-
sig, wenn man ihnen Kriegsverbre-
chen nachweisen kann, und das wird
schwierig.

Frage heute: Kommt das Ver-
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Berlin – In Deutschland wird die Ener-
gie gerade in einem Ausmaß knapp,
wie sich das vor dem Ukraine-Krieg
niemand vorstellen konnte. Damit
die Unternehmen weiter produzieren
können und die Wohnzimmer eini-
germaßen warm bleiben, wirbt Wirt-
schaftsminister Robert Habeck fürs
Energiesparen und er tourt durchs
Land, umdenAusbauder erneuerbaren
Energien voranzutreiben. Die Unions-
fraktion im Bundestag wertet die Vor-
stöße des Grünen-Politikers als Aktio-
nismus. „Nur darüber zu reden, die
Heizung herunterzudrehen, ist arm-
selig“, sagt Unions-Fraktionsgeschäfts-
führer Thorsten Frei. Sein Parteikolle-
ge Andreas Jung sähe beim Ausbau der
Erneuerbaren ein breites Bündnis von
Bund, Ländern und Kommunen: „Eine
Deutschlandreise desMinisters ersetzt
nicht einen gemeinsam entwickelten
Weg“, kritisiert er.
Am Dienstag verabschiedete die

Unionsfraktion nun einen Antrag,
der die Ampel-Koalition in Zugzwang
bringt. In dem Papier sind 25 Punkte
aufgelistet, die Sonne, Wind und Was-
ser schneller ins Energiespiel bringen
sollen. „Die Erneuerbaren als Heimat-
energien müssen turbomäßig ausge-
bautwerden – für denKlimaschutz und
für mehr Unabhängigkeit“, sagte CDU-
Vize Jung unserer Redaktion. Er leitet
auch die Fraktions-Arbeitsgruppe Kli-
maschutz und Energie. Die Regierung
vonKanzlerOlaf Scholz gerät aber nicht
nur unter Druck, weil die Energiekri-
se trotz Habecks emsiger Reisetätig-
keit von Monat zu Monat schlimmer
wird. Viele Vorschläge der Union grei-
fen Ideender Ampel auf und verfeinern
sie. Rot-Gelb-Grün wird Schwierigkei-

ten haben, diesem Antrag nicht zuzu-
stimmen.
BeispielMieterstrom, einThema, das

gerade an Popularität gewinnt, weil die
Idee so bestechend einfach ist: Solar-
anlagen auf Mietshäusern liefern den
Strom fürs Gebäude, wenn Kilowatt-
stunden übrig sind, wandern sie ins
Netz. Ein paar Hundert Anlagen gibt es
nach Angaben der Bundesnetzagentur
in Deutschland schon, aber das Poten-
zial ist ungleich größer. Eine Studie des
Bundeswirtschaftsministeriums kam
bereits 2017 zu dem Ergebnis, dassma-
ximal knapp370 000Wohngebäudemit
3,8MillionenWohnungengeeignetwä-
ren – damals knapp zehn Prozent des
Wohnungsbestands in Deutschland.
CDU und CSU fordern die Regierung

nun auf, „die Hürden für Mieterstrom-
modelle abzubauen, indemunter ande-
rem der Mieterstromzuschlag erhöht,

dieÜberschuss-Einspeiselösungen ver-
einfacht unddieMieterstromförderung
auchaufNicht-Wohngebäude erweitert
wird“. Außerdem sollen die Vorausset-
zungen für dieAnschaffung vonPhoto-
voltaikanlagen für Eigentümergemein-
schaften vereinfacht, das Dickicht der
Sonderregelungen für Mieterstromver-
träge gelichtet und bürokratische Hür-
den für Balkon-Solaranlagen abgebaut
werden.
Die Photovoltaik nimmt in dem An-

trag ohnehin einen größerenRaumein.
DennderUnion fehlenbeiHabecksPlä-
nen, die er plakativ in einem „Osterpa-
ket“ vorstellte, ein paar Stellschrauben,
die Solaranlagennoch schneller auf die
Dächer bringenwürden. „Bei der Sonne
brauchenwir ein klares Signal für einen
Boom auf Deutschlands Dächern: Wer
Photovoltaik aufs Privatdach schraubt,
bleibt komplett steuerfrei“, sagte Jung.
Im Antrag der Fraktion ist dazu von
Photovoltaikanlagen mit maximal 30
Kilowatt Nennleistung die Rede. Hin-
zu soll der Bürokratieabbau kommen.
„Es muss“, fordert Jung, „genauso ein-
fach sein, eine Solaranlage anzuschlie-
ßenwie einen Elektroherd.“
Jung und die Union werfen der Am-

pel vor, sie verenge sich „einseitig auf
Wind und Sonne“ und lasse Potenzia-
le links liegen. Als Beispiele werden
Geothermie und Biogas genannt. „Das
faule Ei in Habecks Osterpaket aber ist
dieWasserkraft: Ausgerechnet ein grü-
ner Minister gräbt der Ökoenergie das
Wasser ab“, kritisiert Jung.Hintergrund
ist, dass Habeck unter anderem klei-
ne Wasserkraftanlagen mit einer Leis-
tungbis 500Kilowatt „aus ökologischen
Gründen“ künftig nicht mehr staatlich
fördern will. „Statt Wasserkraft abzu-
würgen,muss sie naturverträglich aus-
gebaut werden“, fordert hingegen der
Energieexperte Jung.

CDU und CSU fordern mehr
Tempo bei Erneuerbaren
➤ Für Abbau von Hürden bei

Solar- und Windenergie
➤ Kritik an Habecks Plänen

für die Wasserkraft

Ein Arbeiter installiert auf einem Dach eine Solaranlage. Die Union will den Ausbau von Solar- und Windenergie vereinfachen. BILD: DPA

V O N S T E FA N L A N G E
politik@suedkurier.de

Das lesen Sie zusätzlich online

Wer verdient an Windrädern
am Bodensee und wie hoch
werden sie?
www.sk.de/11170693

Wien –Mehr als 120 Staaten haben bis-
her den Atomwaffenverbotsvertrag der
UNO unterzeichnet. Gemeinsam mit
über dreißig Beobachterstaaten kamen
ihreVertreter gestern inWien zur ersten
Staatenkonferenz zusammen. Der UN-
Atomwaffenverbotsvertrag wurde 2017
unter anderen von Österreich initiiert
und trat 2021 in Kraft.
„Das Risiko eines Nuklearkrieges

war seit Jahrzehnten nicht so hoch wie
jetzt“, erklärte Außenminister Alex-
ander Schallenberg. „Solange diese
schrecklichen Waffen existieren, sind
sie ein Angriff auf die Humanität“. Ei-
nige Staaten sähen darin eine Art Ver-
sicherung gegen Angriffe von außen.
Andere meinten, ungestraft territo-
rial expandieren zu können, wenn sie
mit ihrem Einsatz drohten. Doch „die
Mehrheit der Staaten akzeptiert diese
Logik nicht“, so Schallenberg.
Die meisten Vertragsunterzeichner

sind auf der südlichen und östlichen
Welthalbkugel angesiedelt. Österreich
ist nebenMalta eines derwenigen euro-
päischen Mitglieder. „Wir müssen den
Mythos beenden, dassAtomwaffenden
Friedenbewahren“, sagte der Schallen-
berg zur Eröffnung. Die Unterzeich-
nerstaaten fordern nicht nur die neun
Atommächte auf, endlich abzurüsten.
AuchStaaten, die denatomarenSchutz-
schild der Atommächte nutzen, ohne
selbst Atomwaffen zu besitzen, sollen
ihre Politik ändern.
Kein Nato-Mitglied hat den Atom-

verbotsvertrag unterzeichnet. Im deut-
schen Koalitionsvertrag ist allerdings
vereinbart worden, dass Deutschland
als Beobachter an der Konferenz teil-
nimmt.DieNiederlande sind aufDruck
desParlamentes dabei, ebensoBelgien,
Norwegen sowie Finnland und Schwe-
den als künftige Nato-Staaten.
In Deutschland, Belgien, Italien, den

Niederlanden und der Türkei lagern
US-Atomwaffen. Deutschland steht
im Widerspruch zum Atomwaffenver-
bot, wenn es beispielsweise bereit ist,
im Rahmen des 100-Milliarden-Euro-
Aufrüstungsprogramms für die Bun-
deswehr F35-Flugzeuge anzuschaffen,
mit denen US-Atomraketen vom US-
Stützpunkt Büchel transportiert wer-
den könnten.
Die Unterzeichnerstaaten kritisie-

ren scharf, dass die AtommächteGroß-
britannien, Frankreich, die USA, Russ-
land, China, Pakistan, Indien, Israel
undNordkorea ihre nuklearen Arsena-
lemodernisieren, anstatt die Vereinba-
rungendesNichtverbreitungsvertrages
(NPT) einzuhalten.

Ringen um Verbot
von Atomwaffen

Eine mit Nuklearsprengköpfen bestückbare
russische Interkontinentalrakete. BILD: DPA

VO N M A RIEL E S C HUL ZE B ERNDT
politik@suedkurier.de

„Es muss genauso einfach
sein, eine Solaranlage
anzuschließen wie einen
Elektroherd.“

Andreas Jung, stellvertretender
CDU-Bundesvorsitzender
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Hervorheben
Die Unions-
fraktion im Bundestag wertet dieVor-
stößedes Grünen-Politikersals Aktio-
nismus.„Nurdarüber zu reden, die
Heizungherunterzudrehen, istarm-
selig“,sagtUnions-Fraktionsgeschäfts-
führer ThorstenFrei. 


